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Anfrage

Herr Patrick Wieschke
Vorsitzender der NPD-Stadtratsfraktion

Betreff

Anfrage der NPD-Stadtratsfraktion - Inklusion in der Stadtverwaltung — Nutzung von
Férdermitteln bei der Einstellung von Mitarbeitern zur Entlastung des Haushaltes

I. Sachverhalt

Ein behinderter Biirger der Stadt hat sich u.a. an unsere Fraktion gewandt. Er hatte sich mehrfach auf
ausgeschriebene Stellen in der Stadtverwaltung beworben. Dabei war seine Bewerbung jedoch stets
unberiicksichtigt geblieben oder aber in der engeren Auswahl wurde sich fir einen anderen
Bewerber entschieden. Zuletzt liel die Oberblrgermeisterin am 28.10.2019 Uber ihr Biro mitteilen,
dass eine Einstellung des Betroffenen auch derzeit nicht in Frage komme und die Stadt keine weitere
Hilfe leisten konne. Im dieser Antwort zugrundeliegenden Schreiben v. 23.10.2019 des Betroffenen
stellte dieser dar, dass er fir vier Jahre eine Férderung durch die Bundesagentur fiir Arbeit erhalten
konne. Es stellt sich die Frage, ob neben der fachlichen und personlichen Eignung auch dieser
Umstand ausreichend beachtet wurde. Denn die Férderung von Stellen wird auch an vielen anderen
Stellen in Anspruch genommen und entlastet den Haushalt. Der Betroffene hatte sich als
Kommunalarbeiter beworben. Die Anfrage soll nicht die Personalhoheit der Oberblirgermeisterin,
sondern den Haushalt und Stellenplan der Stadt betreffen.

Il. Fragestellung

1. Sind Fordermittel der Bundesagentur der Arbeit ein Kriterium bei der Auswahl der Bewerber?
Wenn Nein, warum nicht?

2. Wie viele Menschen mit Einschrankungen und Behinderungen sind in der Stadtverwaltung
tatig, die kostenmindernd eine Férderung durch die Bundesagentur fir Arbeit oder andere
Stellen erhalten?

3. Sind in absehbarer Zeit aufgrund von Veranderungen im Stellenplan, dem Ausscheiden von
Mitarbeitern oder Krankheitsvertretungen Stellenausschreibungen im o.g. Bereich zu
erwarten, auf den sich Menschen mit Behinderungen bewerben kénnen? Wenn Ja, wann und
welche?

Herr Patrick Wieschke
Vorsitzender der NPD-Stadtratsfraktion



	Sachverhalt
	Beschlußvorschlag

